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Neue Impulse für Muttenzer Campus
In Brugg liessen sich die Baselbieter zeigen, wie man ein Fachhochschulzentrum baut

franziska laur, Brugg-Windisch

Baselbieter Regierungsräte, Mutten-
zer Gemeinderäte und Vertreter der 
Fachhochschule sahen sich den  
Campus der Stiftung Vision Mitte in 
Brugg-Windisch an. Nun wissen sie, 
wie sie ihren Campus in Muttenz auf-
ziehen können.

«Dieses Projekt hat mich nicht nur 
überzeugt, sondern begeistert», sagte 
der Baselbieter Bildungsdirektor Urs 
Wüthrich (SP) am Dienstagabend in 
Brugg-Windisch. Die Aargauer sind den 
Baselbietern um mehrere Jahre voraus. 
Sie haben mit dem Bau des Hochschul-
campus schon begonnen. Wie sich die 
Baselbieter Delegation überzeugen 
konnte, entsteht in der Nähe des Bahn-
hofs ein neues, vom Verkehr entlastetes 
Stadtquartier, in dem ab 2012 rund 3000 
Studierende und 1000 Dozierende ler-
nen und arbeiten. 

Auf dem 100 000 Quadratmeter 
grossen Campus werden sämtliche 
Fachhochschuleinrichtungen des Kan-
tons Aargau konzentriert. Es entstehen 
Hochschulen für Pädagogik, Technik 

und Wirtschaft, Sportausbildungs
zentrum sowie mehrere Erschliessungs-
projekte. Zusätzlich wird ein Cam-
pussaal mit einer Kapazität für 600 Per-
sonen, Restaurant, Verkaufs- und 
Dienstleistungsflächen und 45 Attika-
wohnungen erstellt. Mit der «Vision 
Mitte» wird ein neues Quartier geschaf-
fen, in dem nicht nur gelehrt und ge-
lernt wird, sondern auch gelebt. In das 
Grossprojekt werden rund 350 Millio-
nen Franken investiert. 

anerkennung. Im Baselbiet werden die 
Anstrengungen ziemlich anerkennend 
zur Kenntnis genommen. «Davon wird 
die ganze Nordwestschweiz profitieren», 
sagt Wüthrich. Wichtig sei, dass auf die-
sem Campus kein Bildungsreservat ent-
stehe, sondern ein Lebensraum, wo sich 
ganz unterschiedliche Menschen begeg-
nen. Ebenso beeindruckt ist Baudirektor 
Jörg Krähenbühl (SVP). «Die Fortschrit-
te in Brugg beleben auch unser Projekt», 
sagte er. In Muttenz soll der Campus bis 
2015 fertig sein. 

Abhängig ist das auch von den 
Grundbesitzern, die das Gebiet nicht 
räumen möchten. Gemeinderat Thomi 
Jourdan ist aber überzeugt, dass sich 
dieses Problem einvernehmlich lösen 
lässt:  «Das Beispiel Brugg zeigt, dass 
sich gute Lösungen finden lassen.» 

fahrplan. Bruno Späni, Direktor der 
Fachhochschule Nordwestschweiz, geht 
ebenfalls davon aus, dass nach dem 
Campus Brugg nun auch jener in Mut-
tenz Formen annimmt. «Diesen Freitag 
bekommen wir von den Arbeitsgruppen 
die Resultate der Testplanung.» Ein Ex-
pertengremium werde die Unterlagen 
nun studieren und bis Ende April seine 
Empfehlungen über den Standort der 
Neubauten und genaue Szenarien für 
die Quartierentwicklung vorlegen. 

Bei der weiteren Planung dürfen sich 
die Baselbieter Behörden gerne im Aar-
gau erkundigen. Das jedenfalls sagte der 
abtretende Aargauer Bildungsdirektor 
Rainer Huber (CVP), als er sich von den 
Baselbietern verabschiedete. 

Am Ufer der Aare (4). Ein neuer Aaresteg soll künftig das Sportausbildungszentrum Mülimatt auf 
dem Campus Brugg-Windisch mit den Aussenanlagen verbinden. Visualisierung Studio Vacchini, Locarno

Gemeinde macht 
die Faust im Sack
Reinach. Verzicht auf Rekurs

alan cassidy

Obwohl klar sei, dass Baudirektor Jörg 
Krähenbühl (SVP) seine Ausstands-
pflicht verletzt habe, will der Gemein-
derat keine rechtlichen Schritte gegen 
den Regierungsbeschluss zur Kap-Hal-
testelle unternehmen.

Gemeindepräsident Urs Hintermann 
ist resigniert. Am Dienstagabend hat der 
Reinacher Gemeinderat entschieden, auf 
einen Rekurs gegen den umstrittenen Re-
gierungsbeschluss zur Kap-Haltestelle zu 
verzichten. Auch ein neues, unabhängiges 
Gutachten will die Gemeinde nicht einho-
len. «Das würde jetzt alles nichts mehr hel-
fen», sagt Hintermann. Im Gegenteil: Die 
seit zwei Jahren blockierte Umgestaltung 
der Hauptstrasse würde durch rechtliche 
Schritte bloss noch weiter verzögert – und 
zu noch höheren Kosten führen. «Das kön-
nen wir uns nicht leisten», sagt der Ge-
meindepräsident.

Der Ärger über das Vorgehen der Re-
gierung ist in Reinach jedoch nicht verflo-
gen. Für Hintermann ist klar: Was Regie-
rungsrat Jörg Krähenbühl beim Streit um 
die Tramhaltestelle geboten habe, sei 
«schlechter politischer Stil». Der Baudirek-
tor habe seine Ausstandspflicht klar ver-
letzt. Diese Einschätzung teile auch der 
ehemalige Baselbieter Kantonsgerichts-
präsident Peter Meier.

verhandlungen. Hintermann will jetzt 
aber «nach vorne blicken», wie er sagt. 
«Wir müssen nun verhandeln.» Bereits am 
nächsten Dienstag trifft sich der Gemein-
derat mit Regierungsrätin Sabine Pegora-
ro (FDP), um das weitere Vorgehen zu be-
sprechen. Dabei soll es darum gehen, ein 
konkretes Projekt für das von der Regie-
rung beschlossene Modell einer Zeitinsel 
mit Lichtsignalanlage zu erarbeiten. Für 
dieses hat sich die Regierung entschieden, 
weil es angeblich sicherer sei als eine Kap-
Haltestelle. Hintermann: «Sicherer ist die-
se Variante nur, wenn man dafür eine Rei-
he von Parkplätzen aufhebt.» Tue dies die 
Regierung nicht, würde sie ihre eigene Be-
gründung für die Wahl des Zeitinsel-Mo-
dells infrage stellen.

angst um bundesgeld. Wichtig ist dem 
Reinacher Gemeinderat jetzt vor allem ei-
nes: Er hofft, dass der Bund die Anfang 
Jahr in Aussicht gestellte finanzielle Un-
terstützung nicht zurückzieht. 40 Prozent 
hätte dieser zur geschätzt 20 Millionen 
Franken teuren Umgestaltung der Haupt-
strasse beisteuern wollen. «Es besteht 
durchaus die Gefahr, dass diese Beiträge 
wegfallen könnten», sagt Hintermann. 
Schliesslich sei die Kap-Haltestelle fester 
und zentraler Bestandteil des Projekts ge-
wesen. Die Ausarbeitung eines konkreten 
Bauprojekts liegt jetzt bei der kantonalen 
Sicherheitsdirektion. Diese hat das Dos
sier von Krähenbühls Baudirektion über-
nommen, nachdem Krähenbühl wegen 
persönlicher Befangenheit in den Aus-
stand treten musste.

Ausgeweiteter Leinenzwang, höhere Bussen
Ettingen. Die Gemeindeversammlung genehmigt das neue Hundereglement

georg schmidt

Die Gegenwehr der Hundefreunde nützte 
nichts: Die Bestimmungen im Hunderegle-
ment werden verschärft.

Die Unzufriedenheit der Hündeler war über-
deutlich spürbar, als die Gemeindeversammlung 
über das neue Hundereglement diskutierte, das 
die geltenden Regelungen aus dem Jahr 1997 er-
setzen soll. Mehrere Hundehalterinnen und -hal-
ter meldeten sich zu Wort: Warum die Gemeinde 
aktiv werde, wenn doch der Bund daran sei, Vor-
schriften auszuarbeiten, und der Kantonstierarzt 
nicht mehr 86 unterschiedliche Reglemente wol-
le, fragte ein Votant. Der von den Medien nach 
tödlichen Bissen von Kampfhunden geschürte 
Hundehass mache ihr Sorgen, sagte eine Frau. 
Hundehalter hätten nur noch Pflichten und kei-
ne Rechte mehr. Die Diskussion spülte auch wei-
tere Ärgernisse der Hundehalter zutage – ihr we-
nig freundschaftliches Verhältnis zu den Bikern 
etwa oder die Sache mit den überall herumlie-
genden Hundekot-Säckli. Und auf eine entspre-
chende Frage hin musste Gemeindepräsidentin 
Silvia Wetzel einräumen, dass im Gemeinderat 
tatsächlich keine Hundehalter sitzen. 

Den Anträgen der Hundefreunde sollte dann 
aber kein Erfolg beschieden sein. Die Rückwei-
sung des Geschäfts an den Gemeinderat wurde 

mit 14 Ja zu 42 Nein verworfen. Auch die Be-
stimmung, dass Hunde im gesamten Siedlungs-
gebiet an die Leine zu nehmen sind, konnten die 
Hundefreunde nicht kippen: Ein entsprechender 
Antrag wurde mit 15 Ja zu 44 Nein abgelehnt. 
Die in dieser Frage mehrstimmige Gegenwehr 
nützte nichts: Wer wisse denn schon, wo das 
Siedlungsgebiet anfange oder aufhöre? Wie wol-
le man Auswärtigen die lokalen Regeln beibrin-
gen? Was nütze ein Gesetz, das doch nicht kont-
rolliert werde? So wurde gefragt. Ein früherer 
Gemeinderat andererseits sagte in der Debatte, 
dass im Siedlungsgebiet der Mensch den Vor-
rang vor dem Tier haben solle.

ausgewogen. Neben dem ausgeweiteten Lei-
nenzwang ist die maximal mögliche Busse von 
neu 5000 Franken (bisher 1000 Franken) die ge-
wichtigste Änderung im neuen Hunderegle-
ment, das Gemeinderätin Sibylle Haussener als 
«ausgewogen» bezeichnet hatte. Weiter muss 
der Impfnachweis nicht mehr der Gemeinde mit-
geteilt werden, die künftig auf die Abgabe eines 
Hundekennzeichens verzichtet.

Das Hundereglement wurde in der Schluss-
abstimmung mit 55 Ja zu 11 Nein deutlich ange-
nommen.

Eine Lösung nach Mass 
für die Hofstatt
schutz für grünraum. Die Gärten hinter den 
Häusern im Ortskern sind zwar von der Strasse 
her nicht einsehbar – trotzdem ist dieser Hof-
statt genannte Grüngürtel wesentlicher Be-
standteil einer intakten Dorfstruktur. Sein 
Schutz konnte nun besiegelt werden – mit einer 
Lösung nach Mass: In einem aufwendigen Pro-
zess wurde mit allen Hausbesitzern die auf der 
jeweiligen Parzelle frei zu haltende Fläche defi-
niert. Damit konnte ein Ausgleich zwischen der 
Gemeinde, welche die Hofstatt möglichst integ-
ral erhalten will, und den Hausbesitzern gefun-
den werden, welche um ihre Baurechte bang-
ten. Mit der einstimmigen Genehmigung der 
entsprechenden Zonenvorschriften dürften 
langjährige Diskussionen nun ihr Ende finden: 
Entsprechende Regelungen zur Kernzone, zu 
der die Hofstatt gehört, wurden von der Ge-
meindeversammlung bereits im Oktober 2006 
genehmigt, aber vom Regierungsrat wegen ju-
ristisch unklarer Formulierungen nicht geneh-
migt. Im Anschluss an dieses Njet verlangte 
auch die Gemeindeversammlung, dass die Frei-
halteflächen individuell festzulegen seien. gs

Fallweise Verstärkung 
für das Wahlbüro
Binningen. Reaktion auf Kritik

lockerung erhofft. «Wir werden die Abstim-
mungssonntage individuell anschauen und die Res-
sourcen hochfahren, wenn viele Vorlagen anstehen», 
sagt Gemeindeverwalter Olivier Kungler, der ex of-
ficio auch Mitglied des Wahlbüros ist. Dies ist nötig, 
weil die Geschäfts- und Rechnungsprüfungskommis-
sion (GRPK) die Praxis des Wahlbüros, die Wahlcou-
verts bereits am Freitag zu öffnen, als «nicht korrekt» 
bezeichnet hat. Einwohnerrat Urs-Peter Moos (SVP) 
hatte diesen «Missstand» angeprangert. Die GRPK be-
tont hingegen in ihrem Bericht, dass das Wahl- und 
Stimmrechtsgeheimnis trotz vorzeitiger Öffnung der 
Couverts «immer gewahrt» war. Auch spricht sie dem 
Wahlbüro ihr Vertrauen aus und erklärt sogar ihr 
«Verständnis» für die jahrelang geübte Praxis, welche 
«sämtliche wichtigen Parteien» mitgetragen hätten. 
Gleichwohl verlange die Verordnung zum Gesetz über 
die politischen Rechte eine Anpassung. 

Die GRPK verlangt aber auch, dass das Wahlbüro 
die nötigen «organisatorischen und personellen Mass-
nahmen» ergreifen kann, damit es seine Arbeit geset-
zeskonform und im Sinn einer «Kundenorientierung» 
ausführen kann. Dies soll mit der fallweisen Verstär-
kung des Wahlbüros geschehen. Kungler hofft aber 
auch darauf, dass die Regelung gelockert wird, wie 
Elisabeth Schneider (CVP) dies mit einem Vorstoss im 
Landrat verlangt. gs

Lange Planung

Verfahren. Der Campus in 
Muttenz soll im Gebiet zwi-
schen der bestehenden Fach-
hochschule und dem Bahn
areal entstehen. In einem ers-
ten Schritt haben externe Pro-
jektteams abgeklärt, wo der 
Neubau für die Hochschule für 
Pädagogik und Soziale Arbeit 
gebaut und wie das Gebiet mit 
Bus und Tram erschlossen 
werden soll. Die Erkenntnisse 
aus dem Verfahren bilden die 
Grundlage zur Ausschreibung 
des bevorstehenden Architek-
turwettbewerbs. In dieser Pha-
se müssen die Architekten 
aufzeigen, welche der beste-
henden Gebäude nach einem 
allfälligen Umbau weiter ge-
nutzt werden können, welche 
abgerissen werden müssen 
und wie die Neubauten ausse-
hen sollen. ffl 

Um- und Neubauten. Die Markthalle (3) und das Sportausbildungszentrum (4) werden neu gebaut, zwei Gebäude 
werden saniert (1 und 2). Die grünen Glasbauten (1) hat der bekannte Architekt Fritz Haller entworfen. 

Markthalle (3). In diesem Herzstück des Campus soll gelehrt,  
gelernt und gelebt werden. Visualisierung Büro B Architekten und Planer AG, Bern

Gebäude Nord (2). Der Bau mit den Labors 
und Spezialräumen wird umfassend saniert.

Sanierung (1). Der 40-jährige Bau von Fritz 
Haller ist eine architektonische Perle.

hintermann
Textfeld
BaZ 12.3.2009




